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Drucksache V/4193 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. internationale Kontingentierung des Stahlim- 
portes in die USA 


Presseberichten zufolge ist ein internationales Exportkartell der 
europäischen, japanischen und kanadischen Stahlproduzenten 
für Lieferungen nach den USA zustande gekommen, das als 
Selbstbeschränkungsabkommen bezeichnet wird. Dabei sollen 
als Höchstgrenze für Stahlexporte aus Ländern der Montan- 
union im Jahre 1969 5,22 Mio t vorgesehen worden sein. 

Von Bedeutung ist, daß es sich hier nicht um eine von staat- 
lichen Stellen vereinbarte oder angeregte Kontingentierung 
oder Selbstbeschränkung, sondern um ein durch Privatinitiative 
zustande gekommenes Abkommen von Stahlproduzenten han- 
delt. Damit wird nicht nur die Gefahr heraufbeschworen, daß es 
zu einer generellen Kartellierung des internationalen Stahl- 
marktes kommen könnte; es könnte auch die Wirkung eintreten, 
daß eine internationale Kartellierung den Inlandsmarkt bzw. 
den Gemeinsamen Markt vor „unerwünschten" Stahlimporten 
abschirmt und dadurch auch der Kartellierung des Inlands- 
marktes bzw. des Gemeinsamen Marktes Vorschub geleistet 
wird. 

Eine solche Entwicklung könnte überdies auf andere Wirt- 
schaftsbereiche leicht übergreifen. Im Hinblick auf die Aufrecht- 
erhaltung eines freien Welthandels und auf unsere Stellung als 
Handelsnation kann ein fortschreitender internationaler Kar- 
tellierungsprozeß nicht vertreten werden. 

Die Bundesregierung hat in ihren jüngsten konjunkturpoli- 
tischen Beschlüssen mit der Ausweitung der Einfuhrmöglich- 
keiten für Waren der gewerblichen Wirtschaft ein weiteres Bei- 
spiel ihrer gegen Protektionismus im Welthandel gerichteten 
Außenwirtschaftspolitik gegeben. Durch Kontingentaufstockun- 
gen und Aufhebungen von Selbstbeschränkungsabkommen, die 
auch den Textilsektor berühren, werden die Einfuhrmöglich- 
keiten für Waren der gewerblichen Wirtschaft erweitert. Es 
wäre zu begrüßen, wenn die Haltung der Bundesregierung von 
unseren Handelspartnern gewürdigt würde. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Pressemeldungen zufolge sollen sich am Stahlexportgeschäft 
nach den USA beteiligte Stahlproduzenten auf eine Beschrän- 
kung und Quotierung ihrer Exporte in die USA geeinigt 
haben. Hat die Bundesregierung von einem solchen Abkom- 
men Kenntnis? Wenn ja, welchen Inhalt hat dieses inter- 
nationale Abkommen der Stahlproduzenten? 

2. Hat die Bundesregierung geprüft, ob das Abkommen mit dem 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen und dem Ver- 
trag über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und mit den Bestimmungen des GATT vereinbar ist? Wie 
lautet das Ergebnis dieser Prüfung? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung das Abkommen in han- 
delspolitischer Hinsicht, insbesondere im Hinblick auf ihre 
Politik, die Freiheit des internationalen Warenverkehrs zu 
erhalten und weiter auszubauen? 

4. Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, Vereinbarungen 
mit den wichtigsten Handelspartnerländern außerhalb der 
EWG anzustreben, durch die der Handelsverkehr zwischen 
der Bundesrepublik und der EWG einerseits und den wich- 
tigsten Handelspartnerländern andererseits gegen weltwirt- 
schaftlich unerwünschte Wettbew'erbsbeschränkungen abge- 
sichert werden? 

5. Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu Plänen, 
weitere Selbstbeschränkungsabkommen für den Export an- 
derer Produkte in die USA, z. B. für Textilien, zu verein- 
baren? 


Bonn, den 13. Mai 1969 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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